Sejeh- Sammlung 
| für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 36. 


% 


(Nr. 6621.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff 
der direkten Steuern in dem Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover. 
Vom 28. April 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet des ag 
Königreichs Hannover, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt 
$. I. 


Vom 1. Juli 1867. ab werden folgende zur Zeit beſtehende direkte Staats⸗ 
ſteuern aufgehoben: 


1) die Häuſerſteuer, 
2) die Perſonenſteuer, 
3) die Beſoldungsſteuer, 
4) die Erwerbſteuer, 
5) die Gewerbeſteuer, 
6) die Einkommenſteuer. 
$. 2. 
An Stelle der in Wegfall kommenden Steuern ſind von dem im F. 1. 
bezeichneten Zeitpunkte ab zu erheben: 
1) die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. 
©. 317.) eingeführte Gebäudeſteuer, 
2) die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. für 1851. 
©. 193.) eingeführte Klaſſen⸗ und klaſſifizirte Einkommenſteuer, 


3) die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820. (Geſetz-Samml. für 1820. 


S. 147.) und das einige Abänderungen des letzteren betreffende Geſetz 
Jahrgang 1867. (Nr. 6621.) 71 vom 


Ausgegeben zu Berlin den 3. Mai 1867. 


5 


vom 19. Juli 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 697.) eingeführte 
Gewerbeſteuer, | Be 
und werden zu dieſem Behufe die vorgenannten Preußiſchen Geſetze nebſt allen 
dieſelben erläuternden, ergänzenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften 
eingeführt. f 
SB: 


Die Grundſteuer von den Liegenſchaften ift in Gemäßheit des Geſetzes 

vom 21. Mai 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 253.), betreffend die ander⸗ 
weite Regelung der Grundſteuer, und der dazu ergangenen erläuternden, ergänzen⸗ 
den und abändernden Vorſchriften anderweit zu veranlagen, und die Grundſteuer⸗ 
Hauptſumme für das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover in verhältniß⸗ 
feen mit den Grundſteuer⸗Hauptſummen der altländiſchen Provinzen 
eſtzuſtellen. 

Bei den zu letzterem Zwecke auszuführenden Vermeſſungs⸗ und Kartirungs⸗ 
Arbeiten iſt nach Anleitung der bei Ausführung des vorgedachten Geſetzes er— 
gangenen Vorſchriften zu verfahren. 

Dagegen bleibt die Beſtimmung darüber, unter welchen beſonderen Maaf- 
gaben das mehrgedachte Geſetz, ſowie das Geſetz vom 21. Mai 1861. betreffend 
die für Aufhebung der Grundſteuer⸗Befreiungen und Bevorzugungen zu gewährende 
Entſchädigun (Gesetz Sam. für 1861. S. 327.), zur Ausführung zu bringen 
und die Besten des Zeitpunktes, mit welchem die neu zu veranlagende 
Grundſteuer gegen Wegfall der beſtehenden Grundſteuer in Hebung zu ſetzen, 
einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 

Bis zu dieſem Zeitpunkt iſt die beſtehende Grundſteuer von den Liegen⸗ 
ſchaften mit Einſchluß der auf den Hausgärten bis zur Größe von Einem 
an Morgen haftenden Steuerbeträge, vom 1. Juli 1867. ab jedoch nur 
mit eilf Zwölftheilen ihres bisherigen Jahresbetrages, fort zu erheben. 


§. 4. 


Bis die anderweitige Organiſation der Verwaltungsbehörden im vormaligen 
Königreiche Hannover erfolgt ſein wird, ſind die Funktionen, welche nach den im 
F. 2. bezeichneten Geſetzen den Regierungen obliegen, von dem Ober⸗Steuer⸗ 
kollegium unter Theilnahme eines Kommiſſars des Finanzminiſters, welchem ins⸗ 
beſondere die obere Leitung der Veranlagungsarbeiten obliegt, wahrzunehmen. 

Die Funktionen der Landräthe fallen den Obrigkeiten (den Aemtern und 
in den ſelbſtſtändigen Städten den Magiſträten, ſowie im Lande Hadeln den 
Kirchſpielsgerichten) beziehungsweiſe den dem Ober⸗Steuerkollegium untergeordneten 
Beamten oder beſonders zu berufenden Kommiſſarien zu. 


. 5. 


Einftweilen und fo lange eine kreis- und provinzialſtändiſche Verfaſſung 5 


nach den Grundſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung im vormaligen Königreiche 


Hannover nicht eingeführt iſt, treten folgende Beſtimmungen in Kraft: 2 
a) Die Veranlagung der Gebäudeſteuer, ſowie der Klaſſen⸗ und ae 8 
., 


(Nr. 6621.) 1 


1 Be 


Einkommenſteuer erfolgt innerhalb der zu dieſem Zwecke zu bildenden 
Veranlagungsbezirke unter Mitwirkung von Kommiſſionen, welche unter 
dem Vorſitze der die Funktionen der Landräthe ausübenden Beamten 
(Obrigkeiten) oder Kommiſſarien ꝛc. (§. 4.) oder von Stellvertretern 
derſelben nach Maaßgabe der beſtehenden Beſtimmungen und mit Beach⸗ 
tung der dieſerhalb vom Finanzminiſter zu erlaſſenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften Beſchluß faſſen. a 

Die Mitglieder dieſer Kommiſſionen werden durch die ſtädtiſchen 
Kollegien, beziehungsweiſe die Amtsverſammlungen gewählt. 


b) Zur Entſcheidung über die Reklamationen und Berufungen gegen die 
Einſchätzungen zur klaſſifizirten Einkommenſteuer ift eine Bezirkskommiſſion 
(F. 24. des Geſetzes vom 1. Mai 1851.) zu bilden, deren Mitglieder für 
die nächſte Veranlagung aus Einkommenſteuerpflichtigen des vormaligen 
Königreichs Hannover durch die Landdroſteien, demnächſt aber aus Ein⸗ 
kommenſteuerpflichtigen der einzelnen Regierungsbezirke durch die betreffenden 
Regierungen berufen werden. 5 


a F. 6. 
Hinſichtlich der Gebäudeſteuer ſind nachſtehende Vorſchriften zu beachten: 

a) Bei Veranlagung der Gebäude geſchieht die Feſtſtellung der Nutzungs⸗ 
werthe der erſteren ($. 4. des Geſetzes vom 21. Mai 1861., betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer) ohne Berückſichtigung 
der dazu gehörigen Hausgärten. . 

b) Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude (F. 6. des zu a. ange⸗ 
führten Geſetzes) iſt nach dem Durchſchnitt der Jahre 1853. bis 1862. 
einſchließlich feſtzuſtellen. 

e) Die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veranlagung an die Eigenthümer 

eſchieht durch Offenlegung der Veranlagungs-Nachweifungen (F. 10. 
Absatz 2. des gedachten Geſetzes) während eines Zeitraums von mindeſtens 
vierzehn Tagen. i 

d) Die vierwöchentliche Reklamationsfriſt (§. 10. Abſatz 4. des gedachten 
Geſetzes) läuft vom erſten Tage der Offenlegung der Veranlagungs⸗ 
Nachweiſung. 

e) Die erſte Reviſion der Gebäudeſteuer⸗Veranlagung (F. 20. des gedachten 
Geſetzes) erfolgt gleichzeitig mit der erſten Reviſion der Veranlagung in 
den älteren Preußiſchen Landestheilen. 


STE 
Behufs Veranlagung der Gewerbeſteuer ift 


a) die Stadt Hannover mit dem Königlichen Schloß und Gartenbezirk, 
der Vorſtadt Glockſee und dem Orte 15 der erſten Abtheilung im 
inne 


d 


Sinne des Geſetzes vom 30. Mai 1820. wegen Entrichtung der Ge⸗ 

werbeſteuer und der Beilage B. zu demſelben zuzutheilen, während die 

Städte Osnabrück, Hildesheim, Lüneburg, Celle mit der Altenceller, 

Weſtceller und Hehlen-Vorftadt, Harburg mit dem Schloß⸗ und Hafen⸗ 

bezirk, Göttingen, Emden und Leer der zweiten Abtheilung zu über⸗ 

weiſen ſind. i a 
bp) Bis zur Eintheilung des vormaligen Königreichs Hannover in Regie⸗ 
rungsbezirke gehört das gange Gebiet deſſelben zur erſten Abtheilung im 
Sinne der $$. 4. 5. und 8. des Geſetzes vom 19. Juli 1861., betref⸗ 
fend einige Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbe⸗ 
ſteuer vom 30. Mai 1820. f 

Anderweite Beſtimmung in dieſer Beziehung bleibt nach erfolgter 

Bildung von Regierungsbezirken beſonderer Königlicher Verordnung vor⸗ 
behalten. 
So lange die Eintheilung des vormaligen Königreichs Hannover in land⸗ 
räthliche Kreiſe nicht eingeführt iſt, treten Behufs der Veranlagung der 
Gewerbeſteuer für die nach Mittelſätzen in Geſellſchaften ſteuernden Ge⸗ 
werbetreibenden in der vierten Abtheilung an Stelle der Kreiſe (F. 26. 
zu b. des Geſetzes vom 30. Mai 1826. wegen Entrichtung der Gewerbe⸗ 
ſteuer und Nr. 8. der Beilage B. zu demſelben) die zu dieſem Zwecke zu 
bildenden Veranlagungsbezirke. 
Bei der erſten Veranlagung der Gewerbeſteuer erfolgt die Wahl der Ab- 
geordneten für die Klaſſe A. II., ſowie der Stellvertreter derſelben, durch 
1 8 Gewerbetreibenden, welche die Kommunalbehörde, beziehungs⸗ 
weiſe 
miſſar ($. 4.) beſtimmt (Abſatz 3. im $. 11. des Geſetzes vom 19. Juli 
1861., betreffend einige Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung der 
Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820.) 


§. 8. 
i Das Einkommen der Mitglieder der Familie des Hannoverſchen Königs⸗ 
hauſes bleibt von Entrichtung der klaſſifizirten Einkommenſteuer befreit. Auch 
ſind die im Beſitz derſelben befindlichen Gebäude, inſoweit ſolche ſeither von der 
Häuſerſteuer befreit waren, der Gebäudeſteuer nicht unterworfen. 


§. 9. 

Die Zahlung der neu veranlagten direkten Steuern darf durch Reklama⸗ 
tionen nicht aufgehalten werden, muß vielmehr, mit Vorbehalt der ſpäteren Er, 
ſtattung des zu viel Gezahlten, zu den beſtimmten Fälligkeitsterminen erfolgen. 

§. 10. 


In Betreff der Erhebung und Beitreibung der direkten Steuern bleiben, 
bis die in dieſer Beziehung nach den Grundſätzen der Preußiſchen Geſezgebung 2 
und 
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er die Funktionen des Landrathes ausübende Beamte oder Kom: 


und Verwaltung zu treffenden Einrichtungen ausgeführt fein werden, die nach 
der Hannoverſchen Verordnung vom 30. März 1859. für die Erhebung, An⸗ 
a und Beitreibung der direkten Steuern geltenden Beſtimmungen in 
raft. i 
Die in den F. 1. bezeichneten Geſetzen beſtimmten Hebe- und Veranlagungs⸗ 
gebühren von der Gebäude-, Klaſſen⸗ und Gewerbeſteuer fließen zur Staasskaſſe 
us denſelben erhalten die Gemeinden Ein Prozent, ſofern fie bei dem Ver⸗ 
anlagungsgeſchäft mitgewirkt haben. 


F. 11. 


Bis die neu veranlagten Steuern (Gebäudeſteuer, Klaſſen- und klaſſifizirte 
Einkommenſteuer, Gewerbeſteuer, F. 2. zu 1. 2. 3.) wirklich zur Hebung gelan⸗ 
gen, ſind die auf der bisherigen Steuergeſetzgebung beruhenden Steuern unver⸗ 
ändert fort zu entrichten, vorbehaltlich einer Ausgleichung der für die Zeit nach dem 
1. Juli 1867. gezahlten Beträge mit den von da ab zu entrichtenden neu ver⸗ 
anlagten Steuern. 


H. 12. 


In Betreff der Verjährung der direkten Steuern kommen die betreffenden 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 18. Juni 1840. (Geſetz-Samml. S. 140.) 
nebſt den dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und abandernden Beſtimmun⸗ 
gen zur Anwendung. a 

Reklamationen wegen Steuern, welche vor Publikation der gegenwärtigen 
Verordnung entrichtet worden ſind, ſowie Nachforderungen wegen Steuern aus 
dieſer Zeit müſſen, bei Verluſt des Anſpruchs, bis zum 1. Juli 1868. geltend 
gemacht werden. Für die zur Zeit der Publikation dieſer Verordnung vorhan⸗ 
denen Steuerrückſtände beginnt die im 3 8. des gedachten Geſetzes feſtgeſetzte 
vierjährige Verjährungsfriſt mit dem 1. Januar 1868. 


$. 13. 


In Angelegenheiten der Veranlagung und Handhabung der direkten 
Steuern findet der Rechtsweg nur inſoweit ſtatt, als dies nach den allgemeinen 
Grundſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung zuläſſig iſt. 


8. 14. 


Mit dem 1. Juli 1867. treten alle die bisherigen direkten Steuern be⸗ 
treffenden Hannoverſchen Geſetze und Verordnungen, welche den Beſtimmungen 
der gegenwärtigen Verordnung entgegenſtehen oder mit denſelben nicht zu vereini⸗ 
gen ſind, außer Kraft. 

$. 15. 

Die Beſtimmungen diefer Verordnung finden auf den mit dem Herzog. 

thume Braunſchweig gemeinſchaftlichen Theil des Harzes, den ſogenannten Kom⸗ 


munionharz, keine Anwendung. 
(Nr, 66216622.) 10. 


ae 


Se 10, 
Die den Bewohnern, insbeſondere den Bergarbeitern von und mit dem 
Steiger abwärts, in dem zum e Königreiche Hannover ausſchließlich 
ehörigen Theile des Harzes und der dem Staate gehörigen Hüttenwerke bei 
(bingerode nach den Hannoverſchen Geſetzen zuſtehenden Befreiungen von der 
Häuſer⸗ beziehungsweiſe Perſonen⸗ und Gewerbeſteuer bleiben noch bis zum 
1. Januar 1868. in Kraft und ſind die gedachten Klaſſen von Einwohnern bis 
dahin auch von der Entrichtung der veranlagten Gebäude-, Klaſſen- und Ge- 
werbeſteuer frei zu laſſen. 
Von dem bezeichneten Zeitpunkte ab unterliegen die Erſteren jedoch der 
Steuerpflicht ebenſo, wie die übrigen Einwohner des ehemaligen Königreichs 
Hannover. : 


$. 17. 
Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt 
und hat die zur Ausführung derſelben erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, den 28. April 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 6622.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff 
| der direkten Steuern in dem Gebiete des vormaligen Kurfürſtenthums 
Heſſen. Vom 28. April 1867. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


verordnen für das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen Kur⸗ 
fürſtenthums Heſſen, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, was folgt: 


F. 1. 
Vom 1. Juli 1867. werden folgende zur Zeit beſtehende direkte Staats⸗ 
ſteuern aufgehoben: 
1) die Grundſteuer von den Gebäuden nebſt den dazu gehörigen Hofräumen 
und nicht über Einen Morgen Preußiſch großen Hausgärten, 
2) die Gewerbeſteuer, 
3) die Klaſſenſteuer. 9 2 


$. 2. | Ä 
An Stelle der in Wegfall kommenden Steuern find von dem im F. 1. 
bezeichneten Zeitpunkte ab zu erheben: 5 
1) die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. 
S. 317.) eingeführte Gebäudefteuer, 
2) die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851. (Geſetz-Samml. für 1851. S. 193.) 
eingeführte Klaſſen⸗ und klaſſifizirte Einkommenſteuer, 
3) die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820. (Geſetz-Samml. für 1820. 
S. 147.) und das einige Abänderungen des letzteren betreffende Geſetz 
vom 19. Juli 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. S. 697.) eingeführte 
Gewerbeſteuer, 
und werden zu dieſem Behufe die vorgenannten Preußiſchen Geſetze nebſt allen 
dieſelben erläuternden, ergänzenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften ein⸗ 
geführt. ö 
N 


Die Grundſteuer von den Liegenſchaften iſt in Gemäßheit des Geſetzes vom 
21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. S. 253.), betreffend die anderweite 
Regelung der Grundſteuer und der dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden 
und abändernden Vorſchriften, anderweit zu veranlagen, und die Grundſteuer⸗ 
Hauptſumme für das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen in ver⸗ 
hältnißmäßiger Gleichheit mit den Grundſteuer-Hauptſummen der altländiſchen 
91 7 en feſtzuſtellen. ; 
ei den zu letzterem Zweck auszuführenden Vermeſſungs⸗ und Kartirungs⸗ 
arbeiten iſt nach Anleitung der bei Ausführung des vorgedachten Geſetzes ergan⸗ 
genen Vorſchriften zu verfahren. 
Dagegen bleibt die Beſtimmung darüber, unter welchen beſonderen Maaß⸗ 
aben das gedachte Geſetz, ſowie das Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. 
für 1861. Seite 327.) betreffend die für Aufhebung der Grundſteuer⸗Befreiungen 
und Bevorzugungen zu gewährende Entſchädigung, zur Ausführung zu bringen, 
und die Beſtimmung des Zeitpunktes, mit welchem die neu zu veranlagende 
Grundſteuer gegen Wegfall der beſtehenden Grundſteuer in Hebung zu ſetzen, einem 
beſonderen Geſetze vorbehalten. g 
Bis zu dieſem Zeitpunkt iſt die beſtehende Grundſteuer von den Liegen⸗ 
ſchaften in demjenigen Betrage, in welchem dieſelbe für das zweite Vierteljahr 
des laufenden Jahres erhoben worden, mit der Beſchränkung fort zu erheben, daß, 
vom 1. Juli 1867. ab: e 
a) diejenigen Grundſteuerbeträge, welche auf den Gebäuden nebſt den dazu 
gehörigen Hofräumen und nicht über Einen Preußiſchen Morgen großen 
Hausgärten haften, außer Hebung geſetzt werden ($. 1. zu 1.); 
b) von der eigentlichen, auf den Liegenſchaften ruhenden Grundſteuer nur 
der Betrag von neun Monaten in jedem Jahre zur Hebung gebracht wird. 


§. 4 


Bis die in der Verordnung vom 22. Februar 1867. (Geſetz⸗Samml. 
(Nr, 6622.) S. 273.) 


+ 
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S. 273.) beſtimmte anderweite Organiſation der Verwaltun sbehörden im vor⸗ 
maligen Kurfürſtenthum Heſſen erfo gt fein wird, find die Funktionen, welche nach 
den im F. 2. bezeichneten Geſetzen den Regierungen obliegen, von dem Ober⸗ 
Steuerkollegium unter Theilnahme eines Kommiſſars des Finanzminiſters, welchem 

insbeſondere die obere Leitung der Veranlagungsarbeiten obliegt, wahrzunehmen. 
Die Funktionen der Landräthe fallen bis auf Weiteres den dem Ober⸗ 
Steuerkollegium untergeordneten Beamten oder beſonders zu berufenden Kom⸗ 
miſſarien zu. 5 
§. 5. 


Einſtweilen und ſo lange eine kreis- und provinzialſtändiſche Verfaſſung 
nach den Grundſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung im vormaligen Kurfürſten⸗ 
thum Heſſen nicht eingeführt iſt, treten folgende Beſtimmungen in Kraft: 


a) die Veranlagung der Gebäudeſteuer, ſowie der Klaſſen- und klaſſifizirten 
Einkommenſteuer und der Gewerbeſteuer erfolgt innerhalb der zu dieſem 
Zweck zu bildenden Veranlagungsbezirke, nach den für die Veranlagung 
der direkten Steuern in Kurheſſen beſtehenden Geſetzen und Grundſätzen, 
insbeſondere nach den Vorſchriften in den $$. 6. und 7. des Geſetzes vom 
15. Dezember 1853., die Klaſſenſteuer betreffend (Kurheſſiſche Geſetz⸗ 
Samml. für 1853. S. 156.), und im $. 5. des Kurheſſiſchen Geſetzes 
vom 15. e 1853. wegen Beſteuerung des Grundeigenthums 
(Kurheſſiſche Geſetz-Samml. für 1853. S. 155.) unter denjenigen Ab⸗ 
änderungen, welche durch die Verſchiedenheit der Steuergeſetze ſelbſt und 
deren Grundlagen geboten erſcheinen und in der vom Finanzminiſter 
dieſerhalb zu erlaſſenden Anweiſung beſonders feſtzuſtellen find; 

b) zur Entſcheidung über Reklamationen und Berufungen gegen die Ein⸗ 
ſchätzung zur klaſſifizirten Einkommenſteuer iſt eine Bezirkskommiſſion 
($. 24. des Geſetzes vom 1. Mai 1851.) aus Einkommenſteuerpflichtigen 
durch Berufung Seitens der Provinzialbehörde (§. 4. der gegenwärtigen 
Verordnung) zu bilden; 

e) die bei der Veranlagung mitwirkenden Kommiſſionsmitglieder haben ſtatt 
der in den Preußiſchen Geſetzen beſtimmten Reiſekoſten und Tagegelder 
die bisher in Kurheſſen üblichen Entſchädigungen zu beziehen. 


$. 6. 

Hinſichtlich der Gebäudeſteuer find nachſtehende Vorſchriften zu beachten: 
a) Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude (F. 6. des Geſetzes vom 
21. Mai 1861., betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäude⸗ 
ſteuer) iſt nach dem Durchſchnitt der Jahre 1853. bis 1862. einſchließlich 
feſtzuſtellen. 1 
bp) Die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veranlagung an die Eigenthümer 
eſchieht durch Offenlegung der Veranlagungsnachweiſungen während eines 
Neid en von mindeſtens vierzehn Tagen (F. 10. Ab. 2. des gedachten 
Geſetzes). 25 TR : i 1 
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e) Die vierwöchentliche Reklamationsfriſt ($. 10. Abf. 4. des gedachten Ge⸗ 

ſetzes) läuft vom erſten Tage der Offenlegung der Veranlagungsnachweiſung. 

d) Die in den $$. 15. bis 18. des a Geſetzes enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften bleiben, ſoweit ſie auf das Verfahren bei Feſtſtellung und Fort⸗ 
ſchreibung eines Wechſels in dem Eigenthumsverhältniß an Gebäuden 
und die zu entrichtenden Fortſchreibungsgebühren ſich beziehen, einſtweilen 
außer Anwendung, und ſtatt derſelben die in Betreff der Ulebergänge des 
Eigenthums an den der Gebäudeſteuer unterliegenden Realikäten und 
deren Eintragung in die gerichtlichen Währſchaftsbücher ſowie in die 
Steuerkataſter beſtehenden Kurheſſiſchen Vorſchriften in Kraft. 

e) Die erſte Reviſion der Gebäudeſteuer⸗Veranlagung (F. 20. des gedachten 
Geſetzes) erfolgt gleichzeitig mit der erſten Reviſion der Veranlagung in 
den älteren Preußiſchen Landestheilen. 


§. 7. 
Behufs Veranlagung der Gewerbeſteuer ſind 

a) die Städte Kaſſel und Hanau der zweiten Abtheilung im Sinne des 
Geſetzes vom 30. Mai 1820. wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer und 
der Beilage B. zu demſelben zuzutheilen; 

b) das ganze Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen gehört der 
zweiten Abtheilung im Sinne der $$. 4. 5. und 8. des Geſezes vom 
19. Juli 1861., betreffend einige Abänderungen des Geſetzes wegen Ent⸗ 

richtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820., an; 

e) die Wahl der Abgeordneten für die Klaſſe A. II. erfolgt durch die in 
der Kurheſſiſchen Gewerbeſteuerrolle für das Jahr 1867. verzeichneten 
Handeltreibenden, inſoweit dieſelben überhaupt als Handeltreibende im 

inne der Preußiſchen Gewerbeſteuer⸗Geſetzgebung anzuſehen ſind, nach 
Ausſcheidung der in den Klaſſen A. I. und B. zu Beſteuernden. 
| >, 
Das Einkommen der Mitglieder des Kurheſſiſchen Fürſtenhauſes bleibt 
von Entrichtung der e Einkommenſteuer befreit. Auch ſind die im 
Beſitz derſelben befindlichen Gebäude, inſoweit ſolche ſeither von der Grundſteuer 
befreit waren, der Gebäudeſteuer nicht unterworfen. 
8. 9 
Die Zahlung der neu veranlagten direkten Steuern darf durch Reklama⸗ 
tionen nicht aufgehalten werden, muß vielmehr, mit Vorbehalt der ſpäteren Er⸗ 
ſtattung des zu viel Gezahlten, zu den beſtimmten Fälligkeitsterminen erfolgen. 


$. 10. 


In Betreff der Erhebung und Beitreibung der direkten Steuern bleiben, 
bis die in dieſer Beziehung nach den Grundſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung 
und Verwaltung zu treffenden Einrichtungen ausgeführt ſein werden, die bishe⸗ 
ligen Kurheſſiſchen Beſtimmungen mit der Maaßgabe in Kraft, daß die fälligen 

Steuerbeträge in den erſten acht Tagen jeden Monats an die beſtimmte Hebe⸗ 
Jahrgang 1867. (Ir. 6622.) 72 ö N ſtelle 


ftelle im Voraus einzuzahlen find daß es den Pflichtigen jedoch freiſteht 5 die f 
Steuer auch für einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage im 
Voraus zu bezahlen. f 

SE, 


Bis die neu veranlagten Steuern (Gebäudeſteuer, Klaſſen⸗ und klaſſifi⸗ 
zirte Einkommenſteuer, Gewerbeſteuer, $. 2. Nr. 1. 2. 3.) wirklich zur Hebung 
gelangen, find die für das erſte Vierteljahr des laufenden Jahres nach der bis⸗ 
herigen Steuergeſetzgebung zur Hebung geſtellten Steuern fort zu entrichten, vorbe⸗ 
haltlich einer Ausgleichung der für die Zeit nach dem 1. Juli 1867. gezahlten 
Beträge mit den von da ab zu entrichtenden neu veranlagten Steuern. 5 


or 


In Betreff der Verjährung der direkten Steuern kommen die betreffen⸗ 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 18. Juni 1840. (Geſetz-Samml. S. 140.) 
nebſt den dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und abändernden Beſtim⸗ 
mungen zur Anwendung. 

Reklamationen wegen Steuern, welche vor Publikation der gegenwärtigen 
Verordnung entrichtet worden ſind, ſowie Nachforderungen wegen Steuern aus 
dieſer Zeit müſſen, bei Verluſt des Anſpruchs, bis zum 1. Juli 1868. geltend 
gemacht werden. 

Für die zur Zeit der Publikation dieſer Verordnung vorhandenen Steuer⸗ 
rückſtände beginnt die im F. 8. des gedachten Geſetzes feſtgeſetzte vierjährige Ver⸗ 
jährungsfriſt mit dem 1. Januar 1868. 


8 
In Angelegenheiten der Veranlagung und Handhabung der direkten 
Steuern findet der Rechtsweg fortan nur inſoweit ſtatt, als dies nach den all 
gemeinen Grundſätzen der Preußiſchen Geiebgebung zuläſſig iſt. | 
Die Kurheſſiſche Verordnung vom 30. April 1819., den Weg Nech- 
tens wider Entſcheidungen der oberen Steuerbehörde hinſichtlich des Steuerſatzes 
1 (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. für 1819. S. 29.), wird hiermit auf 
gehoben. 


$. 14. | 
Mit dem 1. Juli 1867. treten alle, die bisherigen direkten Steuern be 
treffenden Kurheſſiſchen Geſetze und Verordnungen, welche den Beſtimmungen 
der gegenwärtigen Verordnung entgegenſtehen oder mit denſelben nicht zu verei— 
nigen ſind, außer Kraft. 
$. 15. f 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt 
und hat die zur Ausführung derſelben erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen. 


$. 16. 


Die auf den Kurheſſiſchen 1 vom 31. Oktober 1833. und 26. Juni 
1840. beruhende Hundeſteuer iſt als Staatsabgabe vom 1. Juli 1867, ab auf 
| u 


Den n ſteht edoch fr 
: de zu beſchließen 


Alrrkundlich unter Unferer 95 fig Anbigen Unterſchrift 1019 bei 9 ea en ee 
Königlichen Inſiegel. | | 
Gegeben 9 8 den 28. a 1867. 


d. S) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon, 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6623.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff 
der direkten Steuern in dem Gebiete der Herzogthümer Schleswig und 
Holſtein. Vom 28. April 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 


verordnen für das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet der Herzogthümer 
Schleswig und Holſtein, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: . 


ES F. J. 

| Vom 1. Juli 1867. ab werden folgende zur Zeit beſtehende direkte Staats⸗ 
| ſteuern aufgehoben: 

Se 1) die Magazinkorn⸗ und Fouragegelder 

5 2) die Hausſteuer; 

‘ 3) die Gewerbe-Nekognitionsgelder; 

4) die Nahrungsiteuer; 

5) die Rangſteuer; 


6) von der unter der Benennung „Kontribution“ beſtehenden Pflugzahls⸗ 
abgabe derjenige Theil, welcher von den Städten u Flecken zu ent⸗ 
richten tft; . 

7) von derſelben zu 6. bezeichneten Kontribution, ſowie von der Landſteuer, 
diejenigen Beträge, welche auf ſolchen kleinen Beſitzungen haften, welche 
lediglich aus Gebällden nebſt Hofraum und einem nicht über Eine Da ar 
ßiſchen Morgen großen Hausgarten beftehen;* 77 5 
Q. 66226623.) 5 % 8) von 
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gh) von den unter den ſogenannten ftehenden Gefällen befindlichen Abgaben 
diejenigen Beträge, welche nachweislich den Karakter 
N) der vorſtehend unter Nr. 3. und 4. bezeichneten Abgaben, 
5 oder | St 
b) einer hausſteuerartigen Abgabe, oder 
e) einer grundſteuerartigen Abgabe 
an ſich tragen, die zu 6. gedachten jedoch nur dann, wenn fie auf ſolchen 
kleinen Beſitzungen haften, die lediglich aus Gebäuden nebſt Hofraum 
und einem nicht über Einen Preußiſchen Morgen großen Hausgarten 
beſtehen. 5 
$. 2. 


Von dem im F. 1. bezeichneten Zeitpunkte ab ſind zu erheben: 


1) die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. 
S. 317.) eingeführte Gebäudeſteuer, 


2) die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851. (Geſetz-Samml. für 1851. 
S. 193.) eingeführte Klaſſen- und klaſſiftzirte Einkommenſteuer,, 


3) die durch das Geſetz vom 30. Mai 1820. (Geſetz-Samml. für 1820. 
S. 147.) und das einige Abänderungen des letzteren betreffende Geſetz 
vom 19. Juli 1861. (Geſeß⸗Samm für 1861. S. 697.) eingeführte 
Gewerbeſteuer, 


und werden zu dieſem Behufe die vorgenannten Preußiſchen Geſetze nebſt allen 
geſahrt erläuternden, ergänzenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften ein⸗ 
geführt, 


§. 3. 
Die Grundſteuer von den Liegenſchaften iſt in Gemäßheit des 10 85 vom 
21. Mai 1861., betreffend die anderweite Regelung der Grundſteuer (Geſetz-Samml— 
für 1861. S. 253.), und der dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und ab⸗ 
ändernden Vorſchriften anderweit zu veranlagen und die Grundſteuer-Hauptſumme 
für das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Holſtein in verhältnißmäßiger 
1 1 mit den Grundſteuer-Hauptſummen der altländiſchen Provinzen feſt⸗ 
zuſtellen. > 
Bei den zu letzterem Zwecke auszuführenden Vermeffungs- und Kartirungs⸗ 
arbeiten iſt nach Anleitung der bei Ausführung des vorgedachten Geſetzes ergan⸗ 
genen Vorſchriften zu verfahren. | ’ 
Dagegen bleibt die Beſtimmung darüber, unter welchen beſonderen Maaß⸗ 
aben das gedachte Geſetz, ſowie das Geſetz vom 21. Mai 1861., betreffend die 
für die Aufhebung der Grundſteuer⸗Befreiungen und Bevorzugungen zu gewährende 
und bie ee ne für 1861. ©. 327.), zur Ausführung zu bringen, 
und die Beſtimmung des Zeitpunktes, mit welchem die neu zu veranlagende 
Grundſteuer gegen Wegfall der bisherigen Grundſteuern und grundſteuerartigen 
Abgaben in Hebung zu ſetzen, einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 


* 


8 
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N $. 4. 
Bis zu dem am Schluß des F. 3. gedachten Zeitpunkte iſt die unter der 
Benennung „ontribution“ beſtehende Pflugzahlsabgabe, ſowie die Landſteuer, 
ſoweit dieſe Steuern nicht durch die Vorſchriften im $. 1. zu 6. und 7. dieſer 
Verordnung aufgehoben find, vom 1. Juli 1867. ab jedoch nur mit drei Vier⸗ 
theilen ihres bisherigen Jahresbetrages, fort zu erheben. 

Daſſelbe gilt von denjenigen unter den ſogenannten ſtehenden Gefällen 
befindlichen Beträgen, welche nachweislich den Karakter einer direkten Staats⸗ 
ſteuer im Sinne der Preußiſchen Steuergeſetzgebung an ſich tragen, ſoweit fie 
nicht ebenfalls ſchon nach der Vorſchrift unter Nr. 8. im H. 1. dieſer Verordnung 
aufgehoben worden ſind. 

Die Regierung ($. 6. dieſer Verordnung) hat unter den ſogenannten 
ſtehenden Gefällen diejenigen Beträge zu bezeichnen: 

a) welche nach der zuletzt angeführten Vorſchrift im F. 1. dieſer Verordnung 
künftig ganz in Wegfall zu bringen, und 

b) welche der vorſtehend beſtimmten Ermäßigung auf drei Viertheile ihres 
bisherigen Jahresbetrages unterliegen ſollen. i 


i $. 5. 

Außer den in den $$. 1. und 4. dieſer Verordnung feſtgeſtellten Steuer⸗ 
le und Ermäßigungen ſollen alle Abgaben und Leiſtungen für ſolche 
beſonderen Staatszwecke, deren Koſten nach den für die altländiſchen Provinzen 
des Preußiſchen Staats beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften aus allgemeinen 
Staatsmitteln beſtritten werden, nach näherer Feftftellung im Wege beſonders zu 
erlaſſender Königlicher Verordnungen in Wegfall gebracht werden. 


. 85 

Bis die anderweite Organiſation der Verwaltungsbehörden in den Herzog⸗ 
thümern Schleswig und Holſtein erfolgt ſein wird, ſind die Funktionen, welche 
nach den im F. 2. bezeichneten Geſetzen den Regierungen obliegen, von den zu 
Schleswig und Kiel ed Regierungsbehörden unter Theilnahme je eines 
Kommiſſars des Finanzminiſters, welchem insbeſondere die Leitung der Veran⸗ 
lagungsarbeiten obliegt, wahrzunehmen. 

Die Funktionen der Landräthe fallen den, den genannten Regierungen 
untergeordneten Beamten, beziehungsweiſe beſonders zu berufenden Kommiſſarien zu. 

Sämmtliche Staats- und Kommunalbeamte, Gutsobrigkeiten u. ſ. w. find 
verpflichtet, die Veranlagung und Handhabung der direkten Steuern im Bereiche 
ihres Geſchäftskreiſes in jeder Weiſe zu unterſtützen, insbeſondere den an ſie 
ergehenden Aufforderungen wegen Sammlung, Ordnung und Zuſammenſtellung 
der für das Deranlinmßgeidän erforderlichen Unterlagen, wegen Anfertigun 
von Liſten und Nachweiſungen und dergleichen mehr pünktlich und gewiſſenhaft 
nachzukommen. 0 


- 


Le 
Einſtweilen und fo lange eine kreis- und provinzialſtändiſche Verfaſſung 

nach den Grundſätzen der Preußischen Geſetzgebung in den Herzogthümern 
(Nr. 6623.) i Schles⸗ 


a en und Holſtein nicht eingeführt iſt, treten folgende Beſtimmungen 

in Klaft 15 5 N 
a) Die Veranlagung der Gebhäudeſteuer, ſowie der Klaſſen⸗ und klaſſifizirten 
Einkommenſteuer erfolgt innerhalb der zu dieſem Zwecke zu bildenden 
Veranlagungsbezirke unter Mitwirkung von Kommiſſionen, welche unter 
dem Vorſitze der die Funktionen der Landräthe ausübenden Beamten 
oder Kommiſſarien ($. 6.) oder von Stellvertretern derſelben nach Maaß⸗ 
gabe der beſtehenden Beſtimmungen und mit Beobachtung der dieſerhalb 
vom Finanzminiſter zu erlaſſenden beſonderen Vorſchriften Beſchluß faſſen. 

Die Mitglieder dieſer Kommiſſionen werden von der Regierung 
(F. 6.) berufen. 

Die Annahme der Berufung als Kommiſſionsmitglied darf nur 
aus Gründen, welche zur Ablehnung einer Vormundſchaft berechtigen, 
abgelehnt werden. 

Die Mitglieder der Kommiſſionen ſind zur gewiſſenhaften und 
unparteiiſchen Verrichtung der ihnen obliegenden Geſchäfte mittelſt Hand⸗ 
ſchlags an Eidesſtatt zu verpflichten. | 
Zur Entſcheidung über die Reklamationen und Berufungen Heger die 
Einſchätzungen zur klaſſifizirten Einkommenſteuer iſt für den Bezirk der 
Regierung zu Schleswig und für denjenigen der Regierung zu Kiel je 
eine Bezirkskommiſſion (F. 24. des Geſetzes vom 1. Mai 1851.) zu 
bilden, deren Mitglieder aus Einkommenſteuerpflichtigen der genannten 
beiden Bezirke Seitens der betreffenden Regierung (F. 6. der gegen⸗ 
wärtigen Verordnung) berufen werden. a 


N §. 8. f 
f Die in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein vorhandenen Flecken 
ſind bei der Veranlagung der Gebäudeſteuer und der Gewerbeſteuer als Städte 
im Sinne der unter Nr. 1. und 3. im F. 2. dieſer Verordnung angeführten 
Geſetze zu behandeln. en 


Hinſichtlich der Gebäudeſteuer find nachftehende Vorſchriften zu beachten: 
a) Der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude (F. 6. des Geſetzes vom 
21. Mai 1861., betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäude⸗ 
ſteuer) tft nach dem Durchſchnitt der Jahre 1853. bis 1862. einſchließlich 
feſtzuſtellen. ö 8 5 
p) Die erſte Reviſion der Gebäudeſteuerveranlagung ($. 20. a. a. O.) erfolgt 
feichzeitig mit der erſten Reviſion der Veranlagung in den älteren 
reichen Landestheilen. a f 


b 


— 


Behufs Veranlagung der Gewerbeſteuer iſt en 
a) die Stadt Altona mit Ottenſen und Neumühlen der erſten Abtheilung 
im Sinne des Geſetzes vom 30. Mai 1820. wegen Entrichtung der 
Gewerbeſteuer, und der Beilage B. zu demſelben zuzutheilen, während die 
Städte Flensburg, Hadersleben, Itzehoe, Kiel, Rendsburg und N en 

1 
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ſowie die Flecken Elmshorn mit Vormſtegen und Kloſterſande, Heide, 

Neumünſter und Wandsbeck der zweiten Abtheilung zu überweiſen ſind. 

b) Der Bezirk der Regierung zu Kiel gehört zur erſten, der Bezirk der Re⸗ 
gierung zu Schleswig zur zweiten Abtheilung im Sinne der $$. 4. 5. 
und 8. des Geſetzes vom 19. Juli 1861., betreffend einige eee 
des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 20. Mai 1820. 

c) So lange die Eintheilung der Herzogthümer in landräthliche Kreiſe nicht 
erfolgt iſt, treten Behufs der Veranlagung der Gewerbeſteuer für die 
nach Mittelſätzen in Geſellſchaften ſteuernden Gewerbetreibenden in der 
vierten Abtheilung an Stelle der Kreiſe ($. 26. zu b. des Geſetzes vom 
30. Mai 1820. wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer und Nr. 8. der 
e B. zu demſelben) die zu dieſem Zwecke zu bildenden Veranlagungs⸗ 
ſezirke. 

d) Bei der erſten Veranlagung der Gewerbeſteuer erfolgt die Wahl der Ab⸗ 
geordneten für die Klaſſe A. II., ſowie der Stellvertreter derſelben, durch 
diejenigen Gewerbetreibenden, welche von der Kommunalbehörde, be: 
ziehungsweiſe der Regierung oder nach deren Anleitung von den derſelben 
nachgeordneten Beamten oder Kommiſſarien (F. 6.) bezeichnet werden. 
(Abſatz 3. im F. 11. des Geſetzes vom 19. Juli 1861., betreffend einige 
Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 
30. Mai 1820.) i 5 


§. 11. 


Die Zahlung der neu veranlagten direkten Steuern darf durch Reklama⸗ 
tionen nicht aufgehalten werden, muß vielmehr, mit Vorbehalt der ſpäteren Er⸗ 
ſtattung des zu viel Gezahlten, zu den beſtimmten Fälligkeitsterminen erfolgen. 

$. 12. c 

Die Erhebung der direkten Steuern iſt nach den Grundſätzen der für die 
Provinzen Rheinland und Weſtphalen beſtehenden Beſtimmungen zu ordnen. 
(F. 2. des Grundſteuergeſetzes für die beiden weſtlichen Provinzen vom 21. Ja⸗ 
nuar 1839., Geſetz-Samml. für 1839. ©. 30., und Kabinetsorder vom 6. Fe⸗ 
bruar 1841., Geſetz⸗Samml. für 1841. S! 29.) i 

Bis dahin, daß die hiernach zu treffenden Einrichtungen hergeſtellt ſein 
werden, geſchieht die Erhebung der direkten Steuern in der bisherigen Weiſe mit 
den vom Finanzminiſter anzuordnenden, durch die Eigenthümlichkeiten der im §. 2. 
a Verordnung bezeichneten, neu einzuführenden Steuern bedingten Maaß⸗ 
gaben. 

Die auf die Zeit bis zum 1. Juli 1867. treffenden, ſowie die einftweilen 
auch nach dieſem Zeitpunkt fortzuentrichtenden, beſtehenden Steuern ($. 4.) find 
. den hergebrachten ini) dagegen iſt die Gebäudeſteuer, die Klaffen- und 
laſſifizirte Einkommenſteuer, ſowie die Gewerbeſteuer, in Monatsbeträgen fälli 
und in den erſten acht Tagen jeden Monats im Voraus einzuzahlen. doch 
ſteht es den Pflichtigen frei, die Steuer auch für einen längeren Zeitraum bis 
zum ganzen Jahresbetrage im Voraus zu entrichten. 

In Betreff der exekutiviſchen Beitreibung verbleibt es bis auf Weiteres bei 
den beſtehenden Beſtimmungen. a 

(Nr. 6623.) §. 13. 


x Bis die neu veranlagten Steuern (Gebäudeſteuer, Klaſſen⸗ und klaſſifizirte 
Einkommenſteuer, Gewerbeſteuer, $. 2. zu 1. 2. 3.) wirklich zur Hebung gelangen, 
find die auf der bisherigen Steuergeſetzgebung beruhenden, nach $. 1. dieſer Ver 
ordnung aufgehobenen oder nach $. 4. ermäßigten Steuern unverändert fort zu 
entrichten, vorbehaltlich einer Ausgleichung der für die Zeit nach dem 1. Juli 1867. 
gezahlten Beträge mit den von da ab zu entrichtenden neuen Steuern. 5 
i 0 $. 14. 

In Betreff der Verjährung der direkten Steuern kommen die betreffenden 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 18. Juni 1840. (Geſetz-Samml. S. 140.) nebſt 
den dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und abändernden Beſtimmungen 
zur Anwendung. 

Reklamationen wegen Steuern, welche vor Publikation der gegenwärtigen 
Verordnung entrichtet worden ſind, ſowie Nachforderungen wegen Steuern aus 
dieſer Zeit müſſen, bei Verluſt des Anſpruchs, bis zum 1. Juli 1868. geltend 
gemacht werden. i 

Für die zur Zeit der Publikation dieſer Verordnung vorhandenen Steuer⸗ 
rückſtände beginnt die im $. 8. des gedachten Geſetzes feſtgeſetzte vierjährige Ver⸗ 
jährungsfriſt mit dem 1. Januar 1868. 

§. 15. 
In Angelegenheiten der Veranlagung und Handhabung der direkten Steuern 
findet der Rechtsweg nur inſoweit ſtatt, als dies nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung zuläſſig iſt. 
$. 16. 
Mit dem 1. Juli 1867. treten alle, die bisherigen direkten Steuern betref⸗ 
fenden Schleswig-Holſteiniſchen Geſetze und Verordnungen, welche den Beſtim⸗ 
mungen der gegenwärtigen Verordnung entgegenſtehen oder mit denſelben nicht 
zu vereinigen ſind, außer Kraft. s 17 8 ; 
6 LANG » 


Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt 
und hat die zur Ausführung derſelben erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 
Gegeben Berlin, den 28. April 1867. 
N a (JL. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
IA Gr. zu Eulenburg. 


* 


Nedigivt im Büreau des Staats-Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in ber Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
N (R. v. Decker), s i 


